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Wien, 14. Juli 2025 

Sehr geehrter Herr Präsident! 

Auf die schriftliche parlamentarische Anfrage Nr. 2409/J vom 14. Mai 2025 der 

Abgeordneten Mag. Norbert Nemeth, Kolleginnen und Kollegen beehre ich mich 

Folgendes mitzuteilen: 

Allgemeines  

Im öffentlichen Staatsschuldenmanagement kann es im Verhältnis der Forderungen 

öffentlicher Gläubiger (Staaten) gegenüber öffentlichen Schuldnern (Staaten) analog wie 

bei privaten Gläubigern und Schuldnern vorkommen, dass Restrukturierungen der 

Schulden vorgenommen werden müssen. Schuldenerleichterungen reichen von 

Stundungen, Laufzeitverlängerungen, Zinserleichterungen bis hin zu Schuldenerlässen. Die 

Gewährung von Schuldenerlässen zwischen Gläubigerländern und Schuldnerländern 

erfolgt immer international akkordiert, wobei auf die umfassende fachliche Expertise des 

Internationalen Währungsfonds (IWF) und der Weltbank (WB) zurückgegriffen wird, 

insbesondere deren „Debt Sustainability Analysis“. Kommt diese Analyse zu dem Schluss, 

dass die Schuldenlast eines Schuldnerlandes untragbar („unsustainable“) ist, kommt das 

Land für einen Schuldenverzicht in Frage. Im Rahmen eines mehrjährigen IWF-

Programmes und Unterstützungsmaßnahmen der WB werden dem Schuldnerland eine 

Reihe von durchzuführenden Wirtschaftsreformen auferlegt, deren Einhaltung 

Voraussetzung für den Schuldenverzicht ist.  
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Österreich nimmt seit den 1970-iger Jahren als Mitglied am sogenannten „Pariser Klub“ 

teil. Ziel des Pariser Klubs ist dabei die Erfüllung der Zahlungsverpflichtungen und erst 

dann, wenn diese auch nach erfolgter Prolongation oder anderer kommerzieller 

Restrukturierungsmaßnahmen aussichtslos ist, kommen Schuldenerlässe als ultima ratio 

ins Spiel. 

Darüber hinaus war die Republik Österreich in diesem Zeitraum auch von Entschuldungen 

im Wege der Internationalen Finanzinstitutionen betroffen (siehe dazu die Antwort zu 

Frage 8). 

Zu Frage 1 und 4 

1. Welchen Staaten wurden seit dem Jahr 2000 Schulden erlassen? 

a. Wie hoch war der jeweilige erlassene Betrag? 

b. Aus welchem Grund wurden die jeweiligen Schulden hinterlassen? 

4. In welchem Jahr wurden die jeweiligen Schuldenerlässe beschlossen? 

Die Österreich betreffende Länder ausweisende Liste der international akkordierten 

Schuldenerlässe sieht wie folgt aus:  
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Zu Frage 2 

Waren die erlassenen Schulden abgesichert? 

Der Ausfall einer Forderung gegenüber einem sich bereits in Zahlungsschwierigkeiten 

befindlichen staatlichen Schuldner ist nicht rückversicherbar. Daher waren die erlassenen 

Schulden nicht abgesichert (siehe dazu auch Antwort zu Frage 5).   

 

Übersicht Schuldenerlässe pro Land seit 2000

Land Jahr der Beschlüsse Volumen in Mio. EUR
(multilateral/bilateral)

Äthiopien 2004/2006                           8,61 

Bolivien 2001                         89,20 

Burkina Faso 2002                           8,08 

Cote d'Ivoire 2011/2012                       126,17 

Gambia 2008/2009                           5,90 

Georgien 2006                         39,78 

Ghana 2002-2004                           1,02 

Guinea 2001-2013                         21,85 

Irak 2004/2005                    1.674,32 

Serbien u. Montenegro 2001/2002                         93,00 

Kamerun 2006                       599,09 

Kongo 2010                       122,33 

Kuba 2015-2022                         39,84 

Madagaskar 2001-2005                         71,50 

Malawi 2001-2007                           2,98 

Mauretanien 2000-2002                         14,78 

Mosambik 2001/2002                         22,46 

Myanmar 2013                       106,77 

Nicaragua 2002-2004                           2,94 

Nigeria 2005/2006                       234,21 

Ruanda 2002-2005                           3,96 

Sambia 2002-2006                         11,96 

Sierra Leone 2001-2007                           0,63 

Tansania 2002                         41,89 

Togo 2009-2011                         42,60 

Uganda 2000/2001                           4,30 

ZAR 2007-2010                         40,01 

                   3.430,18 

2000 bis 12/2024
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Zu Frage 3 

Wurden Österreich von anderen Staaten Schulden erlassen? 

a. Falls ja, wie hoch waren die jeweils erlassenen Schulden? 

Seit dem Jahr 2000 wurden der Republik Österreich von anderen Staaten keine Schulden 

erlassen. Die Ratings AAA bzw. AA für die Republik Österreich wären anderenfalls nicht 

möglich. 

Zu Frage 5 

Welche Staaten wiesen mit Stand 31. Dezember 2024 offene Verbindlichkeiten gegenüber 

der Republik Österreich auf und wie hoch waren diese jeweils? 

Aus dem ersten Finanzhilfeprogramm, welches durch gebündelte bilaterale Darlehen 

finanzierte wurde, hatte Griechenland zum 31. Dezember 2024 gegenüber der Republik 

Österreich ausstehende Darlehen in Höhe von 931 Mio. Euro (vgl. dazu die regelmäßig an 

das Parlament zu übermittelnden Quartalsberichte über Maßnahmen im Rahmen der 

Zahlungsbilanzstabilisierung). 

Im Rahmen der gemäß AusfFG bundesgarantierten Exportgeschäfte entstehen 

Forderungen des Bundes erst nach Eintritt des Haftungsfalles infolge einer 

Nichthonorierung von Verpflichtungen des Abnehmers und erfolgter Entschädigung der 

versicherten Exporteure. Bei oft jahrzehntelanger Nichtbedienung von Forderungen bzw. 

solange keine umfassende international akkordierte Schuldenregelung erfolgt ist, 

entstehen oft enorm hohe Forderungen vor allem aus vertraglich zustehenden 

Verzugszinsen. 

Im Detail sieht die aktuelle Liste der österreichischen Forderungsstände gegenüber 

Ländern bzw. Volumina (in Millionen Euro per 31. Dezember 2024) wie folgt aus: 

Land Saldo per Stichtag   
Argentinien                                    7,9    
Bosnien-Herzegowina                                  49,8    
Irak                                  78,1    
Korea DVR                                172,7    
Kuba                                481,7  hiervon 389,6 Verzugszinsen  
Myanmar                                  59,0    
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Pakistan                                    2,0    
Sudan                             4.463,2  hiervon 4.212,5 Verzugszinsen  

 

Zu Frage 6 

Hat die Bundesregierung vor der Gewährung von Finanzmitteln an ausländische Staaten 

eine Prüfung der Kreditwürdigkeit und Rückzahlungsfähigkeit der jeweiligen 

Empfängerstaaten durchgeführt? 

a. Falls ja, welche Ergebnisse ergaben sich aus diesen Prüfungen? 

b. Falls nein, aus welchen Gründen wurde auf eine derartige Prüfung verzichtet? 

Da es sich beim ersten Finanzhilfeprogramm für Griechenland im Jahr 2010 um 

gebündelte bilaterale Darlehen von EU-Mitgliedstaaten handelte, erfolgte die Prüfung der 

Kreditwürdigkeit und Rückzahlungsfähigkeit durch die Europäische Kommission. Das 

Ergebnis der Prüfung war positiv. 

Im Rahmen des AusfFG erfolgt für ein zur Deckung beantragtes Geschäft seitens der mit 

der banktechnischen Abwicklung einschließlich Bonitätsprüfung beauftragten 

Oesterreichischen Kontrollbank AG (OeKB) eine bonitätsmäßige Prüfung nicht nur des 

ausländischen Vertragspartners, sondern auch des Abnehmerlandes zum Zeitpunkt der 

Bundesgarantie-Erteilung. Bei der Bonitätsprüfung der Abnehmerländer werden 

insbesondere auch die von unabhängigen Experten vorgenommene OECD-

Länderrisikoeinstufung sowie die Schuldenerträglichkeitsanalysen von IWF und WB für 

diese Länder berücksichtigt. Zusätzlich werden alle Anträge über 0,5 Mio. Euro, wie im 

AusfFG vorgesehen, von einem Beratungsgremium für den Bundesminister für Finanzen, 

dem AusfFG-Beirat umfassend begutachtet.  Die Erteilung einer Bundesgarantie bedingt 

eine positive Beurteilung beider Risiken. 

Zu Frage 7 

Bestehen derzeit konkrete Planungen oder laufende Verhandlungen über neue 

Schuldenerlässe zugunsten anderer Staaten? 

a. Wenn ja, welche Staaten sind davon betroffen? 

Ja, Kuba ist betroffen. 
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Zu Frage 8 

Hat Österreich seit dem Jahr 2000 Zahlungen an internationale Organisationen oder NGOs 

getätigt, die den Zweck hatten, Zahlungsrückstände von verschuldeten Staaten zu decken 

bzw. zu zahlen? 

Die Internationale Entwicklungsorganisation (IDA) nimmt an der Initiative für die 

Entschuldung hoch verschuldeter armer Länder (HIPC-Initiative) teil. Rückzahlungen von 

IDA-Krediten werden dabei teilweise erlassen. Zur Erhaltung der Finanzkraft von IDA 

werden diese Kreditausfälle durch die Geber im Rahmen der Wiederauffüllungen 

abgedeckt (erstmals bei der 14. Wiederauffüllung - IDA 14). Der österreichische Beitrag 

dazu ist jeweils Teil des in den Verhandlungen zugesagten Gesamtbeitrags zu den IDA 

Wiederauffüllungen. Zur Wahrung der Transparenz von Entschuldungsmaßnahmen 

werden diese Beiträge über den bei der Internationalen Bank für Wiederaufbau und 

Entwicklung (IBRD) zu diesem Zweck eingerichteten Treuhandfonds (HIPC-Trust Fund bzw. 

Debt Relief Trust Fund - DRTF) abgewickelt. 

Anlässlich der Multilateralen Entschuldungsinitiative (Multilateral Debt Relief Initiative – 

MDRI) kam es im Jahr 2006 zur Vereinbarung einer gesonderten außerordentlichen 

Wiederauffüllung des Afrikanischen Entwicklungsfonds (AfEF) und der IDA (siehe BGBl. I 

Nr. 127/2006 vom 27. Juli 2006). Ziel der MDRI ist es, eine dauerhafte Lösung des 

Verschuldungsproblems der „Highly Indebted Poor Countries (HIPC)“ – Entwicklungsländer 

zu erzielen, um auf diese Weise zur Erreichung der von den Vereinten Nationen 

beschlossenen Nachhaltigen Entwicklungszielen (Sustainable Development Goals – SDGs) 

in den betroffenen Ländern beizutragen. Insgesamt kann die MDRI daher als Erweiterung 

und Vertiefung zur bestehenden HIPC-Initiative gesehen werden. Die MDRI besteht 

einerseits aus dem sofortigen, vollständigen und unwiderruflichen Schuldenerlass durch 

die IDA und den AfEF gegenüber den Ländern, die die HIPC-Initiative abgeschlossen haben 

und bestimmte, vordefinierte Kriterien erfüllen und andererseits aus einer Kompensation 

dieser beiden Institutionen durch zusätzliche („Dollar for Dollar“) Zahlungen der 

Geberländer über den gesamten Zeitraum der abgeschriebenen Kapital- und 

Zinsendienste. Der Gesamtzeitraum der MDRI erstreckt sich über 50 (AfEF) bzw. 40 Jahre 

(IDA). Im Verhandlungsrythmus der regulären Wiederauffüllungen von AfEF und IDA 

werden zeitgleich auch für den dann jeweils geltenden Auszahlungszeitraum der durch 

diese Institutionen vergebenen weichen Kreditfinanzierungen die Zahlungsverpflichtungen 

der Geber im Verhandlungsweg angepasst. Österreich kommt seinen bisher abgegebenen 
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Absichtserklärungen im vollen Umfang nach und setzt so eine wesentliche Maßnahme zur 

Lösung des Schuldenproblems der ärmsten, hochverschuldeten Länder und leistet damit 

einen wichtigen Beitrag zur Erreichung der von Österreich mitgetragenen SDGs. 

Die gesetzliche Ermächtigung für die Leistung der österreichischen Beiträge zum DRTF 

sowie zur IDA- und AfEF-MDRI erfolgte über die IFI-Beitragsgesetze (Beträge in Mio. Euro): 

 

Darüber hinaus hat die Republik Österreich im Dezember 2022 eine Zahlung an den 

Internationalen Währungsfonds (IWF) getätigt und sich so bei der Entschuldung Somalias 

und des Sudan beim IWF im Rahmen der HIPC-Initiative (Heavily Indebted Poor Countries 

Initiative) beteiligt. Vor dem gleichen Hintergrund hat sich die Oesterreichische 

Nationalbank (OeNB) mit einer Zahlung im November 2010 an der Entschuldung Liberias 

beim IWF beteiligt. 

 

Der Bundesminister: 

Dr. Markus Marterbauer 

Elektronisch gefertigt 

 

Bezeichnung gesetzl. Grundlage 2006 2007 2008 2009 2010 2011 2012 2013 2014 2015 2016 2017 2018 2019 2020 2021 2022 2023 2024 2025

IBRD-Debt Relief TF BGBl. I Nr. 110 v. 14.10.2005 3,640 3,640 3,640

BGBl. I Nr. 10 v. 6.3.2009 3,920 3,920 3,930

BGBl. I Nr. 119 v. 20.12.2011 4,661 4,661 4,661

BGBl. I Nr. 86 v. 16.12.2014 5,160 5,160 5,160

BGBl. I Nr. 85 v. 14.7.2017 5,724 5,723 5,723

BGBl. I Nr. 121 v. 1.12.2020 2,317 2,317 2,317

BGBl. I Nr. 99 v. 18.7.2022 0,910 0,910 0,910

IDA-MDRI BGBl I Nr. 127 v. 27.7.2006 2,115 2,601 3,130 3,184 4,120 5,085 4,824 4,899 5,761 6,162

BGBl. I Nr. 10 v. 6.3.2009 6,489 5,832 6,176

BGBl. I Nr. 119 v. 20.12.2011 7,876 8,886 10,245

BGBl. I Nr. 86 v. 16.12.2014 10,981 10,690 11,143

AfEF-MDRI BGBl I Nr. 127 v. 27.7.2006 0,975 0,198 1,106 1,366 2,022 1,987 2,295 1,190 2,262

BGBl. I Nr. 10 v. 6.3.2009 2,392 3,512 2,786 2,938 1,756

BGBl. I Nr. 119 v. 20.12.2011 3,074 3,630 4,674

BGBl. I Nr. 86 v. 16.12.2014 3,925 3,960

Gesamt 3,640 6,729 6,439 8,156 8,470 10,072 11,732 11,780 10,750 13,183 13,715 15,161 14,342 14,836 15,355 14,277 16,192 18,883 15,525 16,012
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